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Änderungsantrag  

 
 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion Die Linke und der Piratenfraktion 
 
 
zur  
Vorlage – zur Beschlussfassung –  
 
 
Gesetz über eine Übernachtungssteuer in Berlin 
 
– Drs. 17/0951 – 
 
 
Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Die Vorlage wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert:  

a) Es wird nach Absatz (2) ein neuer Absatz eingefügt: „(3) Nicht als Übernachtung im Sinne 
dieses Gesetzes gilt das Unterkommen in Jugendbildungsstätten, Schullandheimen, Kranken-
häusern, Rehabilitationskliniken, Alten- und Pflegeheimen, Hospizen und vergleichbaren Ein-
richtungen, die dem Unterkommen von Personen in besonderen sozialen Situationen dienen.“  
 

b) Die bisherigen Absätze (3) und (4) werden zu den Absätzen (4) und (5). 

 

2. § 2 erhält folgende Fassung:  

„§ 2 Steuerschuldner, Steuerentrichtungsschuldner, Haftende 
(1) Steuerschuldner ist der Übernachtungsgast. 
(2) Steuerentrichtungsschuldner ist der Betreiber des Beherbergungsbetriebes.  
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(3) Betreiber des Beherbergungsbetriebes ist die natürliche Person, Personengesellschaft oder 
juristische Person, die dem Übernachtungsgast die Übernachtungsmöglichkeit zur Verfügung 
stellt. 
(4) Der Steuerentrichtungsschuldner hat als eigenständige Schuld die Steuer für Rechnung des 
Übernachtungsgastes zu entrichten. 
(5) Der Steuerschuldner und der Steuerentrichtungsschuldner sind echte Gesamtschuldner. 
Die Steuerentrichtungsschuld steht der Steuerschuld gleich. 
(6) Für die Inanspruchnahme des Betreibers des Beherbergungsbetriebes bedarf es keines 
Haftungsbescheids, soweit der Betreiber des Beherbergungsbetriebes die Abgabe angemeldet 
hat.“ 
 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisher einzige Satz wird der neue Absatz (1).  
 
b) Es wird folgender neuer Absatz (2) angefügt:  
„ (2) Ausgenommen sind  
  - die Beherbergung im Rahmen von Angeboten der Jugendhilfe nach §  11 (1) SGB VIII, die 
in der Verantwortung von Trägern der öffentlichen oder freien Jugendhilfe stattfinden,  
 - Schülerfahrten. Als solche gelten analog AV Veranstaltungen vom 9.9.2008 des Landes 
Berlin, mehrtägige schulische Veranstaltungen, an denen eine möglichst große Zahl der Schü-
lerinnen und Schüler einer Klasse, Lern- oder Betreuungsgruppe teilnimmt.“ 
 
 
Berlin, d. 12. Dezember 2013 
 
 
 
 
 
 

Pop  Kapek  Ludwig 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen 
 
 
 
 
 

U. Wolf   Dr. Schmidt  Zillich 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion  

Die Linke 
 
 
 
 

Spies   Höfinghoff  Herberg 
und die übrigen Mitglieder der 

Piratenfraktion 


